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Universitätsstadt Gießen 

 

Bebauungsplan AL 10/02  

 

„Am Ehrsamer Weg “ 

 

 

 

 

Beschlussvorlage der Verwaltung für die Stadtverord neten-
versammlung der Stadt Gießen über die während der B eteiligung 
der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 Bau GB 
eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen  

 
 
 
 

Anlage 1 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen 
 
TöB und Behörden: 
 

1. Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
(04.12.2012) 

2. SWG, Stadtwerke Gießen AG (11.12.2012)                                                  
mit Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung (27.04.2012) 

3. Wasserverband Kleebach(13.12.2012)                                                       
mit Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung (16.04.2012) 

4. Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, 
Straßenverkehrsbehörde(14.12.2012)mit Stellungnahme zur 
frühzeitigen Beteiligung (07.05.2012) 

5. Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012) 

6. Deutsche Telekom Technik GmbH(20.12.2012) 

7. Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und 
Bevölkerungsschutz (07.01.2013) mit Stellungnahme zur 
frühzeitigen Beteiligung(30.04.2013) 

8. Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises(07.01.2013) 

9. Universitätsstadt Gießen, Umweltamt (09.01.2013) 

10. VCD Gießen, Verkehrsclub Deutschland (10.01.2012) 

11. ADFC Gießen (10.01.2013) 

12. PLEdoc GmbH (11.01.2013) 

13. Regierungspräsidium Gießen (11.01.2013) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweisen 
 
TöB und Behörden: 
 

1. Rhein-Main-Verkehrsverbund RMV(10.12.2012) 

2. Handwerkskammer Wiesbaden(11.12.2012) 

3. E.ON Mitte AG (12.12.2012) 

4. Tennet(12.12.2012) 

5. Polizeipräsidium Mittelhessen(13.12.2012) 

6. E.ON Netz GmbH(14.12.2012) 

7. Hessen Mobil Straßen und Verkehrsmanagement(17.12.2012) 

8. Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke(04.01.2013) 

 

 

 

Nachbargemeinden: 
 

1. Stadt Pohlheim, Der Magistrat (13.12.2012) 

2. Stadt Wetzlar, Der Magistrat (20.12.2012) 

 

 
 



Seite 3 

 

1. Stellungnahme vom Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
(04.12.2012) 

Zu 1. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
In die Planfassung sind die Verdachtspunkte (evtl. Bombenblindgänger) als 
Hinweis aufgenommen. 

In den textlichen Festsetzungen wird unter Teil D Nr. 4 darauf hingewiesen. 
In der Begründung sind die Hinweise in Kapitel 18.2 Kampfmittelbelastung 
aufgenommen. Um die Dringlichkeit einer Sondierung auf Kampfmittel 
verstärkt ins Bewusstsein zu bringen, wird der Begründungstext an dieser 
Stelle geringfügig ergänzt. Es wird im Text hervorgehoben, dass sich 
ehemalige Flakstellungen im Geltungsbereich befanden und grundsätzlich 
vom Vorhandensein von Kampfmitteln ausgegangen werden muss.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan. 

Die Stellungnahme wird den Eigentümern der Grundstücke in Kopie 
zugeleitet und wird Bestandteil der städtischen Veräußerungsbedingungen. 
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1. Stellungnahme vom Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
(04.12.2012) 
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1. Stellungnahme vom Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
(04.12.2012) 
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1. Stellungnahme vom Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
(04.12.2012) 
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2. Stellungnahme der SWG, Stadtwerke Gießen AG(11.12.2012) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (27.04.2012) 

Zu 2. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag: 
Der Verweis auf die Stellungnahme vom 27.04.2012 wird zur Kenntnis 
genommen. Stellungnahme siehe Seite 9 der Abwägung. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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2. Stellungnahme der SWG, Stadtwerke Gießen AG(11.12.2012) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (27.04.2012) 
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2. Stellungnahme der SWG, Stadtwerke Gießen AG 

zur frühzeitigen Beteiligung (27.04.2012) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag: 
Der Verweis auf die Stellungnahme vom 27.04.2012 wird zur Kenntnis 
genommen. 

Begründung: 
Der Hinweis betrifft nicht die Ebene der Bebauungsplanung, sondern 
die nachfolgende Ausführungsplanung der Erschließung zum 
Knotenpunkt 

Bei den weiterführenden Planungen zum Knotenpunkt rund um den 
Kreisverkehr werden der barrierefreie Ausbau und das evtl. Aufstellen 
eines Fahrgasthäuschens berücksichtigt. 

Mit der Einrichtung der Haltestelle im Süden des Plangebietes wird 
das Plangebiet an das öffentliche Nahverkehrsnetz angeschlossen. 
Der geforderte Radius von 400 m für eine ausreichende fußläufige 
Erschließung zum ÖPNV deckt bis auf ein Randgebiet das gesamte 
Siedlungsgebiet ab. Die maximale Entfernung zur Haltestelle beträgt 
rund 460 m.  

 
Haltestelleneinzugsbereich mit 400m Radius 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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3. Stellungnahme des Wasserverbands Kleebach(13.12.2012) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (16.04.2012) 

Zu 3. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag: 
Der Verweis auf die Stellungnahme vom 16.04.2012 wird zur Kenntnis 
genommen. 

Begründung 
Die Hinweise der Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung wurden 
bereits in den Bebauungsplanebtwurf eingearbeitet worden. Unter 
Kapitel 13.2 Abwasserentsorgung der Begründung wird dargelegt, 
dass die Abwasserentsorgung im Gebiet im Trennsystem gemäß der 
Entwässerungsvorplanung erfolgt. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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3. Stellungnahme des Wasserverbands Kleebach 

zur frühzeitigen Beteiligung (16.04.2012) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 
Begründung: 
Es ist vorgesehen, die Entwässerung im Trennsystem durchzuführen. Das 
Entwässerungskonzept  wird unter Kapitel 13.2 der Begründung ausführlich 
dargelegt. 
 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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4. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt (14.12.2012) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (07.05.2012) 

Zu 4. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.1 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.1 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Der Verweis auf die Stellungnahme vom 07.05.2012 wird zur Kenntnis 
genommen. 

Begründung 
Die konkrete Ausgestaltung des Knotenpunktes um den Kreisverkehr 
im Süden des Plangebietes ist Gegenstand der nachfolgenden 
Erschließungsplanung. Die Hinweise werden an die 
Erschließungsplanung weitergegeben.  

. Die Komplettierung des Wegenetzes ist Ziel der Bauleitplanung. In 
der nachfolgenden Erschließungsplanung bleibt es ungenommen, 
weitere Querungsmöglichkeiten für den Radfahrer zu schaffen. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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4. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt (14.12.2012) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (07.05.2012) 
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4. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt  

zur frühzeitigen Beteiligung (07.05.2012) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.2 
 

 

 

 

4.3 
 
 
 
 
 
4.3.1 
 
 
 
4.3.2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.2 Abwägungsvorschlag:  

 Der Anregung wurde im Entwurf entsprochen. 

Begründung 
In der Planfassung zum Entwurf wurde die Lage des Kreisverkehrs 
nach Süden verschoben, um die gewünschte 
Geschwindigkeitsreduzierung zu erreichen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Entwurf wurde entsprechend angepasst. 

4.3 Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung 

Das Straßenverkehrsnetz mit Tempo 30 oder Schrittgeschwindigkeit ist für alle 
Verkehrsteilnehmer ausgelegt. Im zentralen Grünraum zwischen den beiden 
Siedlungskörpern werden sinnfällige Rad- und Fußwegeverbindungen im 
Rahmen der Umsetzungsplanung erstellt und mit den zuständigen 
Fachbehörden abgestimmt. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
keine 

 

4.3.1 – 4.3.3 Abwägungsvorschlag: 
 

Siehe hierzu Abwägungsvorschlag 4.1 
 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
keine 
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4. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt  

zur frühzeitigen Beteiligung (07.05.2012) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.3.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
4.3.4 Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wurde im Entwurf entsprochen. 
 

Begründung 
In der Planzeichnung wurden die Fußwege im Bereich des 
Kreisverkehrs ergänzt. Die Wegebreiten sind im Entwurf überwiegend 
mit 3,00 m vorgesehen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
keine 
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012) Zu 5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1 
5.1.1 
 
 
 
 
 
5.1.2 
 
 
 
5.2 
 
5.2.1 
 
5.2.2 
 
 
 
 
 
 

 

 

5.1 Planzeichnung 

5.1.1 Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Bei der Planzeichnung wird der Begriff Firsthöhe durch den 
Begriff Gebäudehöhe ersetzt. Die Ergänzung hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen 
auf die Bebauungsplanung. 

 

5.1.2 Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Begründung: 
Die Anregung bezieht sich auf den Planungsstand Vorentwurf. 
Im Entwurf ist keine Trennung zwischen WA 1 und WA2 im 
angesprochenen Bereich vorgesehen. 

 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
keine 

5.2 Planzeichenerklärung 

5.2.1 Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Punkt bei der Dezimalzahl wird durch ein Komma ersetzt. 
Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.2.2 Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Das Planzeichen für Einfahrtsbereiche wird in der Legende 
ergänzt. Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und 
keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012) 
 
 
 
5.3 
 
5.3.1 
 
5.3.1a 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.3.1b 
 
 
 

 

5.3 Textliche Festsetzungen 

5.3.1a Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird teilweise entsprochen.  

Begründung: 
Die Festsetzungen klären die Planungsabsicht hinlänglich. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Die Formulierung der Festsetzung zur Art der baulichen 
Nutzung wird jedoch wie folgt angepasst: 

1.2 Die der Versorgung des Gebietes dienenden Schank- und 
Speisewirtschaften sind nur ausnahmsweise zulässig.  

Die Änderung dient der besseren Verständlichkeit der 
Festsetzung und hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.1b Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Die Nummerierung des Abschnittes Nr. 2 wird angepasst. Die 
Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.1c Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Siehe hierzu 5.1.1. Die Ergänzung hat nur redaktionellen 
Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 

5.3.1d Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Begründung: 
Unter Punkt Teil A Nr. 2.1 werden die Bezugspunkte für alle 
Gebäude, einschließlich der Nebengebäude festgesetzt. 
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012) 
 
 
 
 
5.3.1c 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.3.1d 
 
 
 
 
 
5.3.1e 
 
 
 
5.3.1f 
 
 
 
5.3.2 
 
5.3.2a 
 
 
5.3.2b 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

5.3.1e Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Anpassung des Festsetzungstextes. Die Ergänzung hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen 
auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.1f Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. In der textlichen Festsetzung wird die 
max. Neigung von 8° Grad für flach geneigte Pultdäc her ergänzt.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Zur Eindeutigkeit der Festsetzung wird unter 10.2.2. die max. Neigung 
von 8° Grad für flach geneigte Pultdächer ergänzt. Die Ergänzung hat 
nur redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf 
die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2a Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Die Vorschriftenangabe bei Teil B Nr.1 wird um die Angabe Satz 1 
Nr.1ergänzt. Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und 
keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2b Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Die Festsetzung zu den Gauben wird unter Teil B Nr. 1.2 
aufgezählt. Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter 
und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012)  
 
 
5.3.2c 
 
 
 
 
5.3.2d 
 
 
 
5.3.2e 
 
 
 
5.3.2f 
 
 
 
 
 
5.3.2g 
 
 
 
 
 
5.3.2h 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

5.3.2c Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Unter Teil B Nr 1.1.4 wird das Wort als Flachdach durch das 
Wort mit Flachdach ersetzt. Die Ergänzung hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen 
auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2d Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Begründung: 
Die Festsetzung dient zur Steuerung der Gestaltung der 
Dachlandschaft und verbleibt somit in Teil B. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

5.3.2e Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Die Bezeichnung Solaranlagen wird durch die Bezeichnung 
Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergieersetzt. Im 
gesamten Festsetzungstext wird die Bezeichnung ersetzt. Die 
Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2f Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Zur Klarstellung, dass auf geneigten Dächern nur dachbündig 
montierte Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie 
zulässig sind, wird die textliche Festsetzung wie folgt 
umformuliert: 
1.2.2. Das Aufständern von Anlagen zur Nutzung der solaren 
Strahlungsenergie auf geneigten Dächern ist unzulässig. 
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012)  
 
 
5.3.2i 
 
 
 
 
 
 
5.3.2j 
 
 
5.3.2k 
 
 
 
 
 
 
 
5.3.2l 
 
 
 
5.3.2m 
 
 
 
 
5.3.2n 
 
 
 
 
 
 
5.3.2o 
 
 

 

Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2g Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Zum besseren Verständnis wird die Festsetzung Teil B Nr. 
1.2.3 wie folgt umformuliert: 

1.2.3 Auf Flachdächern sind Anlagen zur Nutzung der solaren 
Strahlungsenergie nur zulässig, wenn sie mindestens einen 
Abstand zu nächstgelegenen Gebäudeaußenwand einhalten, 
der ihrer Höhe entspricht.  

Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2h Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Begründung: 
Die Festsetzung unter Teil B Nr. 1.3.3 widerspricht in seiner 
Aussage den vorangegangenen Festsetzungen zu 
Staffelgeschossen. Punkt Teil B Nr. 1.3.1 und Nr. 1.3.2 
behandeln abschließend das Thema Staffelgeschosse. Daher 
wird der Unterpunkt ersatzlos gestrichen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
In den textlichen Festsetzungen wird Punkt Teil B Nr. 1.3.1 
gestrichen. Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter 
und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 

 

5.3.2i Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. Die neue Formulierung bringt 
keine zusätzliche Klarheit, daher wird die alte Formulierung 
beibehalten. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012)  
 
 
5.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5.3.2j Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Verweis auf die Gesetzesgrundlage für Punkt Teil B Nr. 2 
Einfriedungen ist fehlerhaft und wird korrigiert zu §81 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 HBO. Die Anpassung hat nur redaktionellen 
Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 

 

5.3.2k Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Unter Teil B Nr. 2.1 wird der Begriff eingrünen durch einfrieden 
ersetzt, um eine durchgängige Begrifflichkeit zu wahren.  

Zur Klarstellung der Planungsintention wird unter Teil B Nr. 2.1 
wie folgt ergänzt: 

2.1 Die privaten Grundstücksflächen sind mit standortgerechten 
Laubhecken von mindestens 1,00m Höhe zu den öffentlichen 
Flächen hin einzufrieden.  

Die Anpassung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2l Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Teil B Nr. 2.2 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen, da er den 
Festsetzungsinhalt von Teil B Nr. 2.2. Satz 1 wiederholt. Die 
Anpassung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

5.3.2m Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Begründung: 
Die Aufschüttungen und Abgrabungen im Gebiet sind keine 
selbständigen Bauvorhaben, sondern stehen im  
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5. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (18.12.2012) 

 

Zusammenhang mit dem Bauvorhaben der Gebäude. Daher 
ist eine Ermächtigungsgrundlage auf § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB 
nicht anwendbar. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

5.3.2n Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
In der Überschrift der Festsetzungen zu Werbeanlagen wird 
der Gesetzesverweis nach § 81 Abs. 1 um Satz 1 ergänzt und 
zur besseren Verständlichkeit wird die Bezifferung der 
Festsetzungen zu Werbeanlagen unter Teil B Nr. 5. nach Art, 
Größe und Anbringung geordnet. Die Ergänzung hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen 
auf die Bebauungsplanung. 

 

5.3.2o Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird entsprochen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Bei der Festsetzung Teil B Nr. 5.3 wird das Wort „bzw.“ durch 
das Wort „oder“ ersetzt.  

Die Änderung hat nur redaktionellen Charakter und keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.4 Abwägungsvorschlag: 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Begründung: 

Es handelt sich in Teil D Nr. 8 lediglich um einen Hinweis der 
Forstbehörden, von dem keine Rechtsfolge ausgeht.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 



Seite 23 

6. Stellungnahme der Deutsche Telekom Technik GmbH(20.12.2012) Zu 6. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Die Hinweise sind Gegenstand der nachfolgenden 
Erschließungsplanung. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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6. Stellungnahme der Deutsche Telekom Technik GmbH(20.12.2012)  
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6. Stellungnahme der Deutsche Telekom Technik GmbH(20.12.2012)  
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7. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und 
Bevölkerungsschutz(07.01.2013) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (30.04.2013) 

Zu 7. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Verweis auf die 
Stellungnahme vom 30.04.2011 wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Den Planungen der Straßenräume liegen die entsprechenden 
Regelwerke zu Grunde. Die Straßenräume sind nachweislich 
ausreichend bemessen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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7. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und 
Bevölkerungsschutz(07.01.2013) 

mit Verweis auf die Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung (30.04.2013) 
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7. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und 
Bevölkerungsschutz zur frühzeitigen Beteiligung (30.04.2013) 

Zu 7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7.1 
 
 
 
 
 
 
7.2 
 
7.3 
 
7.4 
 
 
7.5 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
7.1 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Der Planung der Straßenräume liegen die entsprechenden Regelwerke 
zugrunde.. 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
 

7.2 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Beschaffenheit der Sperrpfosten betreffen die Ausführungsplanungen zu 
Bauvorhaben und sind im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren 
nachzuweisen.  
Es besteht kein Handlungsbedarf für das weitere Bauleitplanverfahren.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
 

7.3 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die durchnummerierten 
Planstraßen erhalten nach Abschluss des B-Planverfahrensin einem eigenen 
Verfahren Straßennamen.  

 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
 Keine 

7.4 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Diese Thematik betrifft nicht das eigentliche Bauleitplanverfahren. Die Festsetzungen 
zum Anpflanzen von Bäumen bestimmen nicht den genauen Standort der Bäume. Sie 
werden in nachfolgenden Erschließungs- und Ausführungsplanungen bzw. im 
Bauantragsverfahren bestimmt. Es besteht kein Handlungsbedarf für das weitere 
Bauleitplanverfahren  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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7. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und 
Bevölkerungsschutzzur frühzeitigen Beteiligung (30.04.2013) 

 

 
7.5 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  
Sie betreffen nicht die Inhalte des Bebauungsplanes, sondern sind bei der 
Planung und Ausführung nachfolgender Straßenbaumaßnahmen zu 
berücksichtigen. Die Aussagen zur Löschwasserversorgung werden in der 
Begründung zum bebauungsplan aufgenommen. 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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8. Stellungnahme des Kreisausschusses, Lahn Dill Kreis(07.01.2013)  Zu 8. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8.1 
 

 

 

8.2 
 

 

8.3 
 

 

8.4 
 

 

8.5 
 

 

 

 

 

 

8.1 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die Flächeninanspruchnahme im bauplanungsrechtlichen Außenbereich in 
Bezug auf die Bodenschutzklausel wurde im Rahmen städtebaulicher 
Gesamtkonzeptionen(Flächennutzungsplan und Masterplan der Stadt Gießen) 
ausführlich behandelt. Der Flächennutzungsplan der Stadt Gießen trägt der 
Bodenschutzklausel ausreichend Rechnung indem er das Ziel der 
“Innenentwicklung vor weiterer Außenerweiterung“ definiert und somit der 
Innenentwicklung mit der Besiedlung von Baulücken, Nachverdichtung und 
Flächenrecycling (Konversion der militärischen Flächen und Wiedernutzung 
der aufgegebenen gewerblichen Standorte) und der Arrondierung bzw. 
kleineren Ortsranderweiterungen Priorität einräumt vor größeren 
Neuentwicklungen in innenstadtferneren Bereichen.Der Masterplan Gießen 
2020, der diese Zielsetzung in ein „Strategisches und räumliches 
Entwicklungskonzept der Stadt Gießen“ umsetzt, bewertet die bestehenden 
und geplanten Wohngebiete des Flächennutzungsplanes. Gießen als 
Oberzentrum mit den herausragenden Merkmalen Kultur, Bildung und 
Wissenschaft hat in den letzten Jahren nachweisbar an Bevölkerung 
gewonnen. Zusätzlich wird die Bevölkerungsentwicklung nach einer 
Vorausschätzung der Hessen Agentur im Auftrag der HMWVL (Datenbank 
zum demografischen Wandel, 2011) bis 2030 in der Stadt Gießen um weitere 
6% zunehmen. Somit ist es ebenfalls vordringliches Ziel, die Bevölkerung 
durch Schaffung attraktiver Angebote für Wohneigentumsbildung an die Stadt 
zubinden. 

Da im Stadtteil Allendorf nur geringe in Privatbesitz befindliche Baulücken 
vorhanden und keine Innenentwicklungspotenziale gegeben sind, bewertet der 
Masterplan Gießen 2020 das Baugebiet Allendorf Ost als Fläche mit Priorität, 
die vorrangig zu entwickeln ist, um dem nachgefragten Bedarf gerecht zu 
werden. Mittlerweile liegen der Stadt Gießen über 100 Anfragen 
bauinteressierter Bürger vor. Weitere im FNP dargestellte Wohnbauflächen 
sind zeitlich nachgeordnet nur im Bedarfsfall zu entwickeln. 

Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan und dem Masterplan 
entwickelt und entspricht den Zielen der Raumordnung. Somit wird die 
Baugebietsentwicklung als unbedingt erforderlich den Belangen der 
landwirtschaftlichen Nutzung übergeordnet. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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8. Stellungnahme des Kreisausschusses, Lahn Dill Kreis(07.01.2013)   
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8.2 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die vorgestellten Projekte warnen vor einer kostenintensiven Überproduktion 
von Wohnbauland. In Bezug auf das Baugebiet Allendorf Ost geht die Stadt 
Gießen davon aus, dass eine hohe Nachfrage nach Wohneigentumsbildung 
die Vermarktung der Baugrundstücke zügig vorantreibt.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

8.3 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die Flächenreserven von rund 500 Baugrundstücken befinden sich bis auf 
vier im Privatbesitz. Die Stadt Gießen verfolgt das Ziel der Innenentwicklung 
aktiv in dem sie das Projekt „Leben mitten in Hessen“ Immobilienbörse und 
Beratung durch eine interkommunale Kooperation mit de Stadt Wetzlar 
umsetzt. Durch den Aufbau einer gemeinsamen internetgestützten 
Immobilienbörse soll die Vermarktung von leerstehenden bzw. vom 
Leerstand bedrohten Gebäuden und von unbebauten Grundstücken im 
Innenbereich unterstützt werden. Zusätzlich werden gezielte Beratungen für 
potenzielle Verkäufer und Käufer angeboten. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

8.4 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Im Baugebiet Marburger Straße West sind noch rund 70 
Wohnbaugrundstücke unbebaut. Davon befinden sich lediglich drei im 
städtischen Eigentum. Ein weiteres städtisches Baugrundstück wird in 
Petersweiher angeboten. Die Stadt Gießen hat auf den privaten 
Immobilienmarkt keinen Einfluss, unterstützt aber die Vermarktung privater 
Baugrundstücke im Innenbereich aktiv über das unter 8.3 genannte Projekt. 

 



Seite 32 

8. Stellungnahme des Kreisausschusses, Lahn Dill Kreis(07.01.2013)   

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

8.5 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die Extensivierung der landwirtschaftlichen Fläche durch die Anlage von 
Ackerrandstreifen betreffen rund 2000 m², die als Lebensraum für das 
Rebhuhn aus artenschutzrechtlichen Belangen unbedingt erforderlich 
werden. Die weiteren Extensivierungsflächen liegen im Natura 2000 Gebiet 
Lahnaue und entsprechen dem Entwicklungskonzept. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

8.6 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Dem Verlust landwirtschaftlicher Fläche und somit der Kühlungsleistung und 
der CO2 Speicherfunktion wird der Nutzen für die Gemeinschaft 
gegenübergestellt. Der Flächenanteil von 20% bepflanzter Grünfläche, 
Festsetzung zur Begrünung der Baugrundstücke sowie die Anpflanzung von 
rund 40 Straßenbäumen gewährleisten zukünftig ein intaktes Mikroklima. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

8.7 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Auf städtischen Flächen ist im Plangebiet ein Vollerwerbslandwirt betroffen, 
dem städtische Ersatzflächen an anderer Stelle je nach Verfügbarkeit in 
Aussicht gestellt wurden. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 



Seite 33 

9. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Umweltamt(09.01.2013) Zu 9. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

9.1 
9.1.1 
 

 

 

9.1.2 
 

 

 

 

 

 

 

9.1.3 
 

 

 

 

 

 

 

 

9.1.1 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die Erschließungsanlagen werden ausschließlich für die Baugrundstücke 
hergestellt. Die Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen zu den 
Baugrundstücken erlaubt eine 100%ige Refinanzierung über die 
Naturschutzkostenerstattungssatzung; über die Straßenbeitragssatzung wäre 
nur eine 90%ige Refinanzierung der dort zugeordneten Maßnahmen möglich. 
Daher wurde der angegebene Weg gewählt. Als Ausgleich, der direkt der 
Erschließung zugeordnet ist, verbleiben die festgesetzten Straßenbäume. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

9.1.2 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Zur Information wird der Verweis auf die DIN 1989 
Regenwassernutzungsanlagen unter Punkt D Nr. 3 Entwässerungsanlagen 
beigefügt. Der Verweis auf das Arbeitsblatt A 138 wird durch den Verweis auf 
das Arbeitsblatt DWA-A 138 aktualisiert. Die Ergänzung hat nur redaktionellen 
Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

9.1.3 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Der Anregung wird in anderer Form gefolgt. Der Ackerrandstreifen wird an die 
nordwestliche Seite des Ackerschlages verlegt. Dies hat einerseits den Vorteil, 
dass er an einer ruhigeren Seite liegt, andererseits verbindet er den nördlich 
angrenzenden vorhandenen Ackerrandstreifen entlang des Wirtschaftsweges 
mit dem Grasweg an der südwestlichen Seite des Ackers und dient damit der 
Biotopvernetzung. Die Fläche wird, da die Grenze etwas länger wird, 1030 m² 
groß.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Im Hinweis 9.2 wird "Externe Ausgleichsmaßnahmen - M 4" das 
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9. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Umweltamt(09.01.2013)  

 

 

 

9.2 
 

 
 

 

 

9.3 

9.3.1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

9.3.2 

 

 

 

9.3.3 

 

 

 

 

 

 
 

 

Wort "nordöstlichen" in "nordwestlichen" geändert. Die Verschiebung 
der Ausgleichsfläche innerhalb der Parzelle hat keine inhaltlichen 
Auswirkungen auf die Planung. 

9.2 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Beiden Anregungen wird entsprochen. Die Ergänzungen haben keine 
inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

9.3.1 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Zu Biotoptyp Heckenpflanzung: Die Hecke liegt zwischen Hausgärten und 
offener Landschaft und gehört schon zum bauplanungsrechtlichen 
Außenbereich. Da die Hecke auf öffentlichem Grund steht, kann trotz 
Störungen eine heckentypische Biotopausstattung erwartet werden. Eine 
Abstufung erfolgt daher nicht. 

Zu Biotoptyp Feldraine: Aufgrund der wichtigen Biotopvernetzungsfunktion 
und der geplanten Biotopfunktion als Lebensraum für gefährdete Feldvögel 
wird die Einstufung etwas höher als vorgeschlagen, nämlich mittig zwischen 
36 (reaktivierter Feldrain) und 21 (naturnahe Wieseneinsaat), d.h. mit 29 
Punkten angesetzt. Die Bilanzierung wird entsprechend angepasst. 

Zu Dachflächen: Der Anteil an begrünten Dächern ergibt sich aus der 
Festsetzung 10.2.2 und den im Bebauungsplan vorgegebenen Dachformen. 
Der Anregung hinsichtlich der Karte wird gefolgt; die Karte wird angepasst. 

Zu Biotoptyp Hausgärten: Der Fehler wurde korrigiert. Die Wertpunkte sind 
um 4 WP erhöht. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine zu Biotoptyp Heckenpflanzung: Der Anregung wird nicht 
entsprochen.  

Zu Biotoptyp Feldraine: Der Anregung wird teilweise entsprochen. Die 
Bilanzierung wird entsprechend angepasst. Die Anpassung hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 

Zu Dachflächen: Der Anregung hinsichtlich der Karte wird gefolgt; die 
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9. Stellungnahme der Universitätsstadt Gießen, Umweltamt(09.01.2013)  

 

 

 

 

 

 

9.3.4 

 

 

 

9.4 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Karte wird angepasst.Die Ergänzung hat nur redaktionellen Charakter 
und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

Zu Biotoptyp Hausgärten: Die Anpassung hat nur redaktionellen 
Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 

 

9.3.2 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Anregung wird entsprochen. Die Anpassung der Wertpunkte hat 
nur redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf 
die Bebauungsplanung. 

 

9.3.3 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Der Ackerrandstreifen wird an die nordwestliche Seite des Ackerschlages 
verlegt. Dies hat einerseits den Vorteil, dass er an einer ruhigeren Seite liegt, 
andererseits verbindet er den nördlich angrenzenden vorhandenen 
Ackerrandstreifen entlang des Wirtschaftsweges mit dem Grasweg an der 
südwestlichen Seite des Ackers und dient damit der Biotopvernetzung. Die 
Fläche wird, da die Grenze etwas länger wird, 1030 m² groß.  

Aufgrund der wichtigen Biotopvernetzungsfunktion und der geplanten 
Biotopfunktion als Lebensraum für gefährdete Feldvögel wird die Einstufung 
etwas höher als vorgeschlagen, nämlich mittig zwischen 36 (reaktivierter 
Feldrain) und 21 (naturnahe Wieseneinsaat), d.h. mit 29 Punkten angesetzt. 
Die Bilanzierung wird entsprechend angepasst. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Die Verschiebung der Ausgleichsfläche innerhalb der Parzelle hat 
keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Planung. 

Die Anpassung der Wertpunkte hat nur redaktionellen Charakter und 
keine inhaltlichen Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

9.3.4 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Begründung: 
Aufgrund der wichtigen Biotopvernetzungsfunktion und der 
geplantenBiotopfunktion als Lebensraum für gefährdete Feldvögel wird die 
Einstufung etwas höher als vorgeschlagen, nämlich mittig zwischen 36 
(reaktivierter Feldrain) und 21 (naturnahe Wieseneinsaat), d.h. mit 29 Punkten 
angesetzt. Die Bilanzierung wird entsprechend angepasst. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Anregung wird teilweise entsprochen. Die Anpassung der 
Wertpunkte hat nur redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen 
Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

9.4 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Anregung wird entsprochen. Die Anpassung des Textes hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 
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10. Stellungnahme der PLEdoc GmbH(11.01.2013) Zu 10. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Die Hinweise werden an die nachfolgenden planenden Ämter 
weitergeleitet.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Verlauf der Kabelschutzrohranlage der GasLINE GmbH & Co KG 
wird in dem Bereich, in dem er aus dem Schutzstreifenbereich der 
Ferngasleitung Nr. 11/441 auslenkt, in der Planzeichnung und der 
Legende ergänzt. Unter Teil D Nr. 5 der textlichen Festsetzungen und 
Kapitel 18.5 Gasfernleitungen Nr. 11/41 und 11/441 wird der Hinweis 
zur Kabelschutzrohranlage ergänzt. Die Ergänzung hat nur 
redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen Auswirkungen auf die 
Bebauungsplanung. 
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10. Stellungnahme der PLEdoc GmbH(11.01.2013)  
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10. Stellungnahme der PLEdoc GmbH(11.01.2013)  
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10. Stellungnahme der PLEdoc GmbH(11.01.2013)  
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10. Stellungnahme der PLEdoc GmbH(11.01.2013)  
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11. Stellungnahme des Regierungspräsidiums Gießen (11.01.2013)  Zu 11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

11.1 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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11. Stellungnahme des Regierungspräsidiums Gießen (11.01.2013) 
 
 
 
11.2 
 
 
 
11.3 
 
 
 
 
 
11.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.5 
 
 
 
 
 
 

 

11.2 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.3 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.4 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise fließen in die 
nachfolgende Erschließungs- und Entwässerungsplanung ein. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.5 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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11. Stellungnahme des Regierungspräsidiums Gießen (11.01.2013) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.6 
 
 
 
 
 
11.7 
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11.11 
 
 
 
 
 

 

11.6 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.7 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.8 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.9 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Verweis auf die Stellungnahme 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wird zu Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

11.10 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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11.11 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

13.12.1 Abwägungsvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die Rechtsauffassung wird nicht geteilt. �Die Gesamtkonzeption ist nicht 
verändert, der Grünzug wurde nur verlegt, �die Flächenbilanz ergibt 
gegenüber der Ausweisung im FNP keine erhebliche Abweichung. �Es 
ergibt sich keine qualitative Verschlechterung durch die Planung. �Der 
Suchraum potentieller Ausgleichsflächen wurde auf FNP-Ebene 
großräumig angelegt. Die konkrete Prüfung hat ergeben, dass der 
dargestellte Bereich keine Eignung als Ausgleichsfläche besitzt. �Bei 
einer weiteren Planung wird ein weiterer Grünzug im westlichen 
Anschluss Bestandteil einer zukünftigen städtebaulichen Konzeption. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

13.12.2 Abwägungsvorschlag:  
Der Anregung wird entsprochen, der Umweltbericht wird entsprechend 
geändert 

Begründung: 
.Eine ausführliches Monitoring ist nicht notwendig, da davon 
ausgegangen wird, dass durch die vorgesehenen Maßnahmen keine 
erheblichen Beeeinträchtigungen von Natur und Umwelt verbleiben. 
Die Durchführung und Pflege der Bepflanzungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen werden von den zuständigen Ämtern der Stadt 
Gießen im Rahmen ihrer normalen Tätigkeit kontrolliert." 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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Universitätsstadt Gießen 

 

Bebauungsplan AL 10/02  

 

„Am Ehrsamer Weg “ 

 

 

 

 

 
Beschlussvorlage der Verwaltung für die Stadtverord neten-
versammlung der Stadt Gießen über die während der ö ffentlichen 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen und Anregungen 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen  
Bürger- /Öffentlichkeitsbeteiligung 

 

 

1. Ursula Greilich                             (04.12.2012) 

2. Wolfgang Ise, Stadtrat a.D.         (08.01. 2013) 

3. Jochen Werner                            (06.01.2013) 

4. Prof. Dr. Gerhard Kurz                (10.01.2013) 

5. Barbara und Dorothea Steiger    (10.01.2013) 

6. VCD Gießen, Verkehrsclub Deutschland (10.01.2012) 

7. ADFC Gießen (10.01.2013) 

8. Harald Vater                                (17.01.2013) 
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1. Stellungnahme von U. G. vom 04.12.2012 Zu 1. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.1 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.2 
 

1.3 
 

 

 

 

1.1 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Belange des Naherholungsgebietes 
beachtet worden. Ein großzügiges Netz an Fuß- und Radwegen erlaubt 
weiterhin die Nutzung des Naherholungsgebietes. Zusätzlich wird durch die 
Anlage eines naturnah zu gestaltenden Parks im Baugebiet, der mit dem 
Naherholungsgebiet eng vernetzt ist, ein zusätzlicher Erholungsraum 
geschaffen. 

Der Landschaftsplan ist aus dem Jahr 2004. Das Thema Klima ist langfristig zu 
betrachten. Da in Allendorf keine signifikante Flächenversiegelung 
stattgefunden hat und somit keine weiteren Auswirkungen auf das Klima zu 
erwarten sind, ist ein aktuelles Klimagutachten für diese Planung nicht 
erforderlich.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine 

 

1.2 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Aussprechen eines Baugebotes ist Teil der Umsetzung. 

Gegenwärtig wird die Möglichkeit zum  Erlass eines Baugebotes geprüft. Ob 
es ausgesprochen werden muss oder soll, wie es nach  § 176 BauGB mit den 
Konsequenzen des § 176 Abs. 4 BauGB möglich wäre, ist noch zu 
entscheiden. Es kann sowohl im ohnehin erforderlichen Umlegungsplan 
berücksichtig,  als auch durch eigenständige Satzung geregelt werden. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine 

 

1.3 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1. Stellungnahme von Frau U. G. vom 04.12.2012  

 

 

1.4 

 

1.5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Begründung: 

Die Schulbezirkssatzung der Stadt Gießen benennt als Schulbezirk für den 
Stadtteil Allendorf die Kleebachschule als zuständige Grundschule. Wird von 
den Eltern der Besuch einer anderen Grundschule gewünscht, muss ein 
Gestattungsantrag gestellt werden, über den das staatliche Schulamt 
entscheidet. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine 

1.4 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der entstehende Bedarf kann voraussichtlich über die Schaffung zusätzlicher 
Plätze in der Kindertagesstätte in Allendorf aufgefangen werden. Ob leichte 
bauliche Veränderungen ausreichen oder ob ein Neubau erforderlich wird, 
muss zu gegebener Zeit geprüft werden. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine 

1.5 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  

Mit dem geplanten Baugebiet wird primär das Nachfragesegment "Eigenheim" 
angesprochen. Die Planung dient daher der mittelfristigen Angebotssicherung. 
Unter Berücksichtigung des für die Fortführung des Bauleitplan- 
und  Umlegungsverfahrens und für die Erschließung noch zu erwartenden 
Zeitaufwandes ist diese Planung gerechtfertigt und erforderlich. Allendorf 
besitzt nur sehr wenige Baulücken. Die letzte Siedlungserweiterung fand durch 
den Bebauungsplan G 64 “Alter Sportplatz“ (rechtskräftig seit 10.08.1976 mit 
25 Grundstücken) statt. Somit wurde seit über 30 Jahren auch der Eigenbedarf 
des Stadtteils nicht mehr gedeckt.  

Im Übrigen liegt für die Planung des Baugebietes der 
Stadtverordnetenbeschluss vom 16.12.2010 vor. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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2. Stellungnahme von W.I. vom 04.12.2012 Zu 2. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.1 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.1 Abwägungsvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Haupterschließung des Plangebietes erfolgt über die Anbindung an die 
Allendorfer Straße im Süd-Osten des Plangebietes. Aufgrund der Größe des 
Plangebietes kann der nördliche Bereich nicht nur über eine Stichstraße 
erschlossen werden. Eine untergeordnete Anbindung ermöglicht die 
Entlastung des Wohngebietes für Ziel- und Quellverkehr ins bestehende 
Straßennetz. Auf dieser Strecke wird kein Durchgangsverkehr erwartet. 

Die Anbindung an den Ehrsamer Weg erfolgt über die bestehende 
Wegeparzelle (Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
Wirtschaftsweg). Diese wird entsprechend der Anforderungen für 
Schwerlastverkehr geringfügig verbreitert und ggf. ertüchtigt. Die 
Ausgestaltung des Anschlusses ist Inhalt der Erschließungsplanung und nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 

2.2 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Verkehszahlen von 2005 wurden durch Zählungen im jahr 2009 
aktualisiert. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

2.3 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Gestaltung des Anschlusses der Versorgungsleitungen an das bestehende 
Netz im Ehrsamer Weg wird auf Ebene der Erschließungsplanung geklärt.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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2. Stellungnahme von W.I., 04.12.2012  

 

 

2.2 

2.3 

2.4 

2.5 

2.6 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

24 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Im Bebauungsplan ist der Verdacht auf Bombenblindgänger bereits 
aufgenommen. Bei den textlichen Festsetzungen Teil D Nr. 4 und der 
Begründung Kapitel Nr. 18.2 wird auf die Verdachtspunkte 
hingewiesen  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

2.5 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Wie in der Begründung unter Nr. 5.7 erläutert, muss zu einem 
Funkmast zum Schutz der Bevölkerung vor möglichen Gefahren durch 
den Mobilfunk Abstand gehalten werden. Hierzu hat der Gesetzgeber 
in Deutschland Grenzwerte festgelegt. Diese sind in der 26. 
Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verordnung über 
elektromagnetische Felder – 26. BImSchV) gesetzlich verankert 
worden. Damit gibt es rechtlich verbindliche Regelungen zur 
Begrenzung elektromagnetischer Felder. Die unabhängige 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post, und 
Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) prüft dies gemäß den 
Bestimmungen der BEMFV (Verordnung über das Nachweisverfahren 
zur Begrenzung elektromagnetischer Felder). Die 
Standortbescheinigung stellt dies sicher. Im vorliegenden Fall ist ein 
Sicherheitsabstand zum Funkmast von 27.39 m in Hauptstrahlrichtung 
und 6.99 m in vertikaler Richtung einzuhalten. Der Bebauungsplan 
sichert diese Abstände durch ausreichende Entfernung der Baufenster 
zum Funkmast.. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine 

 

2.6 Abwägungsvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Begründung: 
Die Vogelschutzgehölze liegen nicht innerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine 
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3. Stellungnahme von J. W. vom 06.01.2013 Zu 3. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.1 

3.2 

3.2.a 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.1 Abwägungsvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

3.2a Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der bestehende Wirtschaftsweg wird um eine geringfügige Fläche einseitig 
erweitert, um die notwendige Fahrbahnbreite zu erreichen. Der bestehende 
Grünstreifen wird von ca. 7 m Breite auf 5 m Breite reduziert. Die bestehenden 
Heckenbepflanzungen bleiben soweit wie möglich bestehen. Bei Abgang der 
Bepflanzung wird Ersatz angepflanzt.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine  
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3. Stellungnahme von J. W., 06.01.2013  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.2b 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.2b Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die erforderlichen privaten Stellplätze für die Bebauung im Plangebiet 
werden auf den Privatgrundstücken nachgewiesen (siehe hierzu 
Begründung Nr. 12.1). Zusätzlich sind ausreichend Besucherpark-
plätze (etwa 70 Stück) an separat ausgewiesenen Standorten und im 
Straßenraum als öffentliche Parkplätze vorgesehen. 

Der Ehrsamer Weg weist mit einer Fahrbahnbreite von 6,0 m plus 
separaten Fußwegen eine ausreichende breite für den 
Begegnungsverkehr auf. Es wird hier keinen Durchgangsverkehr 
geben, vielmehr wird der südliche Teil des Neubaugebietes eine 
Anbindung an Allendorf erhalten. Die Führung der Straßen im 
Neubaugebiet mit einer untergeordneten Anbindung an den Ehrsamer 
Weg ist nicht geeignet, um den Verkehr der Kleinlindener Straße 
umzulenken. Parkende Fahrzeuge am Fahrbahnrand sind über 
straßenverkehrsbehördliche Maßnahmen regelbar.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine 
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3. Stellungnahme von Herrn J. W., 06.01.2013  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.3 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Allendorf wird im bestehenden Siedlungsgebiet im Mischsystem entwässert. 
Bei der Entwässerungsplanung wurde die Problematik insoweit berücksichtigt, 
dass das Plangebiet im Trennsystem entwässert wird, sodass die für das 
Kanalnetz problematischen Niederschlagswassermengen das bestehende 
Netz nicht zusätzlich belasten werden.  Das Niederschlagswasser wird aus 
dem gesamten Plangebiet zum geplanten unterirdischen Rückhaltebecken am 
Ortseingang geführt und gedrosselt zum Kleebach weitergeleitet.�Für das 
Schmutzwasser sind zwei Anschlussstellen geplant. Ca. 3/4 des Plangebietes 
wird schmutzwassertechnisch über den geplanten Kreisverkehr geführt und im 
Bereich Kleinlindener Straße angeschlossen. 1/4 des Plangebietes wird 
lagebedingt nur für das Schmutzwasser an den Ehrsamer Weg 
angeschlossen, da die Tiefenlage der Fernwassertrasse für eine Führung der 
Schmutzwasserkanalisation unterhalb der Fernwassertrasse problematisch 
und nicht ohne Pumpen möglich ist.� Da die zusätzliche Belastung durch 
Schmutzwasser nach den hydraulischen Berechnungen nur 0,5 l/s beträgt, ist 
ein Anschluss für die ca. 24 geplanten Häuser vertretbar. Zur Entlastung des 
Netzes wird in der Baumaßnahme an der Straße „Am Zehntfrei“ bereits eine 
Kanalvergrößerung vorbereitet. Eine weitere Entlastung des bestehenden 
Kanalnetzes erfolgt im Bereich der „Kleinlindener Straße / Allendorfer Straße“, 
da im Rahmen der erforderlichen Straßenbaumaßnahmen (Kreisverkehr, neue 
Erschließung des Baugebietes, Bau des Regenrückhaltebeckens) der 
bestehende Regenwasserkanal der „Kleinlindener Straße/ Allendorfer Straße“ 
etwa ab Höhe des Wohngebietes „Riehlweg“ zu dem Regenrückhaltebecken 
geführt wird. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine 
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4. Stellungnahme von G. K., 06.01.2013 Zu 4. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der Bebauungsplan schafft den rechtlichen Rahmen für eine qualitätsvolle 
Bebauung im Gebiet. Unter Berücksichtigung des Standortes als ländlich 
geprägter Stadtrand und der Restriktionen durch zahlreiche 
Versorgungsleitungen (Fernwasser, Ferngas und Stromleitungen) ist eine 
flächenminimierte Planung erfolgt. Die ökologische und architektonisch 
gestalterische Ausgestaltung der Bebauung ist Aufgabe der baulichen 
Umsetzung. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine  
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5. Stellungnahme von B. und D. S., 10.01.2013 Zu 5. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.1 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.1 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO schließen keine Garagen und 
Stellplätze mit ein. Garagen und Stellplätze sind durch § 12 BauNVO erfasst.  

Die Obergrenze von max. 20 m3 Brutto-Rauminhalt bezieht sich ausschließlich 
auf die durch § 14 BauNVO umfassten Nebenanlagen.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine  
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5. Stellungnahme von B. und D. S., 10.01.2013  

 

 

5.2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

5.2 Abwägungsvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Das Plangebiet liegt exponiert auf einer Kuppe im freien Landschaftsraum. Aus 
mehreren Gründen ist eine Einfriedung des Baugebietes planerisches Ziel des 
Bebauungsplanes: 

Zum Einen wird mit der Einfriedung der Grundstücke ein harmonischer 
Übergang von der freien Landschaft zur bebauten Fläche erwirkt. 

Zum Anderen bietet die Einfriedung einen klimatischen Schutz für die 
Bebauung vor Wind und somit Auskühlung der Gebäude. Um diesen Schutz 
zu gewährleisten ist eine Mindesthöhe der Bepflanzung notwendig. 

Im Inneren des Plangebietes definieren die eingegrünten Ränder der 
Privatgrundstücke den Übergang zwischen öffentlichen und privaten 
Freiräumen. 

Ferner geht vom Baugebiet durch die exponierte Lage eine starke und 
gebäudescharfe Fernwirkung aus. Die Eingrünung der Gebietes schwächt 
diese Wirkung ab.  

Die Festsetzungen werden angepasst, um eine nicht beabsichtigte Härte für 
die Bewohner zu unterbinden. 

Zur Information: In den Festsetzungen ist nicht festgesetzt, dass die 
Laubhecken zwingend geschnitten werden müssen. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Dem Vorschlag, Sträucher mit in die Festsetzungen aufzunehmen, 
wird gefolgt.  

Die Festsetzungen zur vollständigen Bepflanzung der Zäune werden 
angepasst, um eine nicht beabsichtigte Härte für die Bewohner zu 
unterbinden. 

Die Festsetzungen unter Teil B Nr. 2 Einfriedungen werden wie folgt 
geändert: 

2.1Die privaten Grundstücksfreiflächen sind mit standortgerechten 
Laubhecken oder freiwachsenden Sträuchern von mindestens 1,00m Höhe zu 
den öffentlichen Flächen hin einzufrieden. 
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5. Stellungnahme von B. und D. S. ,10.01.2013  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.3  Bei Errichtung von Zäunen als Einfriedung sind diese durch 
standortgerechte Laubhecken oder freiwachsende Sträucher zu 
begrünen. 

 

Die Anpassung hat nur redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen 
Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 
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5a. Ergänzung der Stellungnahme von Frau B. und D. S., 06.01.2013 Zu 5a. 

5a.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.1.a 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

5a. Abwägungsvorschlag Ergänzung: 

Der Hinweis zu den Einfriedungen wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Festsetzungen zur vollständigen Bepflanzung der Zäune werden 
angepasst, um eine nicht beabsichtigte Härte für die Bewohner zu 
unterbinden. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Die Festsetzungen unter Teil B Nr. 2 Einfriedungen werden wie folgt 
geändert: 

2.1Die privaten Grundstücksfreiflächen sind mit standortgerechten 
Laubhecken oder freiwachsenden Sträuchern von mindestens 1,00m Höhe zu 
den öffentlichen Flächen hin einzufrieden. 

2.3  Bei Errichtung von Zäunen als Einfriedung sind diese durch 
standortgerechte Laubhecken oder freiwachsende Sträucher zu 
begrünen. 

 

Die Anpassung hat nur redaktionellen Charakter und keine inhaltlichen 
Auswirkungen auf die Bebauungsplanung. 

 

5.1.a Abwägungsvorschlag 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Thema Hecken ist rechtlich 
nicht dahingehend zu verstehen, dass es sich um Schnitthecken handeln 
muss. Daher wurde diese enge Auslegung in dem Gespräch relativiert. Die 
Auslegung der Kontrolle beruht auf einer persönlichen Deutung der Bürger/in. 

 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 

Keine  
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6. Stellungnahme des VCD Gießen, Verkehrsclub Deutschland(10.01.2012) Zu 6. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6.1 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6.1 Abwägungsvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Hinweise basieren auf den Aussagen des Verkehrsgutachtens. In diesem 
wurden die Radien für die Einzugsgebiete der Buslinie nicht korrekt und 
maßstabsgetreu dargestellt. Der fachlich geforderte Radius von 400 m deckt 
bis auf ein Randgebiet das gesamte Siedlungsgebiet ab. Die maximale 
Entfernung zur Haltestelle beträgt rund 460 m.  

 
Korrektur des Haltestelleneinzugsbereich mit 400m Radius 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine 
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6. Stellungnahme des VCD Gießen, Verkehrsclub Deutschland(10.01.2012)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6.2 
 

 

 

 

 

 

 

6.2 Abwägungsvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Die Fortschreibung des Nahverkerhrsplans ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. Der Bedarf an Wohnraum im 
Einfamilienhaussegment ist sehr hoch, sodass dem Wunsch einer späteren 
Baugebietsausweisung nicht nachgekommen werden kann. Die Fragestellung 
der Busanbindung kann unabhängig von der Umsetzung des Baugebietes 
erarbeitet werden 



 

Seite 18 

6. Stellungnahme des VCD Gießen, Verkehrsclub Deutschland(10.01.2012)  
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7. Stellungnahme des ADFC Gießen (10.01.2013) Zu 7. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
7.1 
 
 
 
 
 
 
 
7.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

7.1 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Hinweise basieren auf den Aussagen des Verkehrsgutachtens. In diesem 
wurden die Radien für die Einzugsgebiete der Buslinie nicht korrekt und 
maßstabsgetreu dargestellt. Der fachlich geforderte Radius von 400 m deckt 
bis auf ein Randgebiet das gesamte Siedlungsgebiet ab. Die maximale 
Entfernung zur Haltestelle beträgt rund 460 m.  

 
Korrektur des Haltestelleneinzugsbereich mit 400m Radius 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine 
 

7.2 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die bauausführenden Ämter 
weitergeleitet.  

Begründung: 

Die konkrete Planung und Führung der Fuß- und Radwege im Bereich des 
Kreisverkehrs findet im Rahmen der nachfolgenden Erschließungsplanung 
statt.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
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Keine. 

7. Stellungnahme des ADFC Gießen(10.01.2013)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7.3 Abwägungsvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der Bereich des Schutzstreifens liegt außerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans.  

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine. 
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7. Stellungnahme des ADFC Gießen(10.01.2013)  
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Wenn sich bei der persönlichen Befragung der Grundstückseigentümer Bauwünsche
ergeben, die deutlich vom Bebauungsplan abweichen (z.B. Anteil Flach- oder Pultdächer),
sollte es möglich sein, den Bebauungsplan dann noch entsprechend anzupassen.

Harald Vater

An den Schulgärten 23, 35398 Gießen-Kleinlinden

17.1.2013

X

X

8. Stellungnahme von H. V., 17.01.2013 Zu 8. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8. Abwägungsvorschlag: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Sollte sich im Rahmen der Umsetzung ein akuter Änderungsbedarf für den 
Bebauungsplan ergeben, kann die Stadtverordnetenversammlung jederzeit ein 
förmliches Änderungsverfahren beschließen.  

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
Keine.  
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